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Wie genau kommt jemand an
ein Gebäude für eine Zwischen-
nutzung? Diese Frage stellt sich
aktuell bei einem der bekanntes-
ten Kulturhäuser in Basel. Seit
Februar wird das Sommercasi-
no vom Verein Château Solai-
re bespielt. Nur: Das Programm
ist bis anhin eher dünn, obwohl
die Betreiber für das aktuelle
Jahr 340’000 Franken vom Kan-
ton erhalten haben – und keine
Miete zahlen.

Aufgrund der Finanzhilfe
durch das Erziehungsdeparte-
mentmuss derVerein nun eigent-
lich auch Leistungsziele erfüllen.
Das schreibt derKanton in derBe-
antwortung eines aktuellen Vor-
stosses von LDP-GrossratMicha-
el Hug. Zu denAufgaben gehören
laut Muriel Mangold, Sprecherin
von ImmobilienBasel-Stadt (IBS),
«das Bereitstellenvon jugendkul-
turellenAngeboten sowie die Be-
gleitung jungerVeranstaltender».
Auch für den «sicheren Betrieb
und die Instandhaltung im Rah-
men desMöglichen» sei Château
Solaire zuständig.

Mietkonditionen änderten
sichmit der Zwischennutzung
Zudem gibt es Vorgaben zur
Anzahl Veranstaltungen. «An-
gedacht sind 90 Veranstaltun-
gen im Jahr», sagt Milli Zolnai,
Co-Geschäftsleiterin des Som-
mercasinos. Zwei Drittel davon
müssen einen Bezug zur regio-
nalen Jugendkultur aufweisen.

Noch erreicht der Verein die-
se Vorgaben nicht. Im Juni sind
zwei Partys, ein Konzert und ein
Spielabend geplant, im Juli Pu-
blic Viewings während der Wo-
men’s Euro. Das aktuelle Pro-
grammwill derKanton trotzdem
nicht bewerten, da dieses lau-
fend erweitert werde. «Für eine
Beurteilung ist es noch zu früh»,
heisst es bei IBS.

Deutlich strenger waren die
Regeln für die ehemaligen Nut-
zer, den Verein Junge Kultur Ba-
sel. Zwar hat dieser pro Jahr
850’000 Franken vom Kanton

erhalten. Im Gegenzug musste
er aber – anders als heute – ge-
samthaft rund 380’000 Franken
Miete für das Sommercasino und
das Kulturhaus R105 pro Jahr
zahlen und ein deutlich grösse-
res Programm inklusive Buvet-
tenbetrieb stemmen. Die neuen
Nutzer betreibenweder eine Bu-
vette noch das Atelier- und Pro-
behaus R105 – Letzteres verant-
wortet noch immer der Verein
Junge Kultur Basel.

Wie aus dem Jahresbericht
der ehemaligen Nutzer hervor-
geht, mussten diese aufgrund
der Leistungsvereinbarung mit
dem Kanton rund 110 Tage im
Jahr ein gastronomisches Ange-
bot zur Verfügung stellen und
dabei auch bestimmteÖffnungs-
zeiten respektieren. «In der bis-
herigen Form und den gegebe-
nen Rahmenbedingungen» sei
ein Betrieb schliesslich nicht

mehr möglich gewesen, heisst
es im Bericht. Offenbarwar auch
angedacht, dass der Verein auf-
grund der anstehenden Sanie-
rung zügig aus dem Gebäude
ausziehen sollte.

KeinWunder, sorgen die neu-
en Rahmenbedingungen bei den
ehemaligen Betreibern für Stirn-
runzeln. Der Verein musste den
Soca-Betrieb vergangenen Sep-
tember beenden, da er mit ei-
nem unerwarteten Defizit zu
kämpfen hatte. Natürlich seien
damals auch intern Fehler pas-
siert, sagt Vorstandsmitglied Jo
Vergeat heute. «Aber für uns ist
es schon verrückt, zu sehen,was
jetzt möglich ist.»

Sie habe sicher nichts gegen
die neuen Nutzer des Hauses,
betont Vergeat. Jeroen van Vul-
pen, der die heutige Zwischen-
nutzungmitverantwortet, ist gar
ihr Parteikollege. Es gehe ihr

auch nicht darum, das neue An-
gebot zu kritisieren. «Aber na-
türlich ist das Ganze für uns auf-
wühlend. Wir mussten Leuten
kündigen, diewährendmehr als
zehn Jahren ihr Herzblut inves-
tiert haben.»

Vergabe ohne formelle
Bewertungskriterien
Auch die Vergabe selbst wirft
Fragen auf. Eine Ausschreibung
hat es nie gegeben. «Die Verga-
be basierte auf einer Interessen-
bekundung», sagtMangold.Dass
sich der Verein Junge Kultur Ba-
sel vomBetrieb des Sommercasi-
nos zurückziehe, habe sich nach
den Medienberichten rasch «in
der Szene» herumgesprochen.

Vier Interessenten sind da-
nach offenbar direkt auf Immo-
bilien Basel-Stadt zugegangen –
darunter auch jemand von Châ-
teau Solaire. «Die Anfrage von

uns kam initiativ, es gab keine
Ausschreibungen und keine In-
formationen diesbezüglich», be-
stätigt auchMilli Zolnai. Danach
habe man einen Besichtigungs-
termin mit IBS vereinbart. «Wir
durften das Gebäude begehen,
und uns wurde mitgeteilt, dass
sich noch andere Interessenten
initiativ gemeldet hatten. ImAn-
schlusswurdenwir darumgebe-
ten, ein umfangreiches Konzept
einzureichen,wennwir an einer
Zwischennutzung interessiert
wären, was wir getan haben.»

Unter welchen Kriterien der
Kanton die neuen Betreiber an-
schliessend ausgewählt hat, ist
nicht klar. «Fixe, formelle Bewer-
tungskriterien» sind bei derAus-
wahl laut IBS-Sprecherin Man-
gold keine angewandt worden.
Da Zwischennutzungen in der
Regel «pragmatische Lösungen»
seien und Flexibilität und Ge-

meinwohl imVordergrund stün-
den, bestehe auch keine Pflicht,
diese auszuschreiben. «DerKan-
ton verfolgte damit das Ziel, in-
nert kurzer Zeit eine nieder-
schwellige kulturelle Nutzung zu
ermöglichen, um so einen Leer-
stand bis zur Sanierung zu ver-
meiden», sagt Mangold.

Insider berichten, der Kan-
ton habe befürchtet, das Gebäu-
de könne besetzt werden. «Na-
türlich besteht bei länger leer
stehenden Gebäuden immer die
Gefahr, dass diese besetzt wer-
den», sagt auch Mangold. Aus-
schlaggebend sei aber gewesen,
dass der Kanton das Gebäude
möglichst rasch wieder der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung stel-
lenwollte und «erfreulicherwei-
se rasch eine geeignete Nutze-
rin» gefunden habe.

Mélanie Honegger

Château Solaires Anfrage an den Kanton war erfolgreich, der Verein darf das Haus nun für mehrere Jahre bespielen. Foto: Dominik Plüss

Weniger Programm, keineMiete: Soca-Deal sorgt für Verwunderung
Zwischennutzung Château Solaire übernahm das Sommercasino ohne öffentliche Ausschreibung und zu günstigen Konditionen.

«Für uns ist es
schon verrückt,
zu sehen, was
jetztmöglich ist.»

Jo Vergeat
Grünen-Grossrätin und
ehemalige Soca-Betreiberin

Lukas Hausendorf

«Sie sitzen imGefängnis und die
Justiz wird Sie freilassen, nach-
dem Sie Ihre Strafe verbüsst ha-
ben. Aber meine Kinder und ich
haben lebenslänglich erhalten.»
DieWorte derWitwe des ermor-
deten Taxifahrers Alican S. wer-
den gestern Morgen in Basel im
Saal 2 des Strafgerichts nur von
ihremSchluchzen unterbrochen.
In den Zuschauerreihen ringen
auch ihre Söhne und weitere
Angehörige um Fassung.

Seit Montag muss sich ein
53-jähriger Baselbieter wegen
des Mordes an Alican S. vor dem
Basler Strafgericht verantwor-
ten. Gestern stellten die Parteien
im Rahmen ihrer Plädoyers ihre
Strafanträge. Den eindringlichs-
ten Auftritt hatte aber Céline S.,
dieWitwe des Verstorbenen, die
im Anschluss an das Plädoyer
ihrer Anwältin ein persönliches
Statement verlas.

Staatsanwalt Sasha Stauffer
hat bereits seinen Strafantrag ge-
stellt. 16 Jahre und 10Monate for-

dert erwegenMordes,versuchten
Raubs und mehrerer Diebstähle.
Céline S. Anwältin Miriam Rieg-
ger fordert gar lebenslänglich.Um
die Bemessung einer gerechten
Strafe geht es in der Ansprache
derWitwe nicht. Siemöchte, dass
der Mörder, dem sie von der Sei-
te ins Profil blickt, ihren Schmerz
versteht.Dass erversteht,wessen
Leben er ausgelöscht hat:

«Alican war die Liebe mei-
nes Lebens, und erwar die Stüt-
ze unserer Familie, ein fürsorg-
licher Vater, der verrückt nach
seinen Jungs war. An diesem
Morgen am 18. November ver-
liess er das Haus, um zur Arbeit
zu gehen, und kam nie wieder
zurück. Am Nachmittag telefo-
nierten wir noch, um über das
Wochenende undmeinenAbend
zu sprechen. Ich sagte ihm, dass
ich mit Freunden essen gehen
würde. Das war unser letztes
Gespräch. Am Abend erhielt ich
einenAnruf.Man sagtemir, dass
mein Mann einen Unfall mit ei-
nemVelofahrer gehabt habe.Als
ich in der Peter-Merian-Strasse

ankam,verstand ich nichts.Mein
Verstand weigerte sich, das zu
akzeptieren, was ich sah. Zwei
Stundenwartete ich und bat da-
rum, dass mir jemand sagt, was
los sei.Dannwurde ich in ein Zelt
geführt. Meine Welt brach zu-
sammen.Der ältere Sohn glaub-
te mir nicht. Er rief seinen Vater
an und bekam keineAntwort. Er
wird nie eine bekommen.»

Tragische Spontanreaktion?
DieTatwurde von Passanten be-
obachtet, die vorGericht auch als
Zeugen aussagten.Die Staatsan-
waltschaft qualifiziert das Tö-
tungsdelikt als Mord. «Die in-
neren und äusseren Umstände
dafür sind gegeben», so Stauf-
fer. Er spricht von einer «krass
egoistischen» und «heimtücki-
schen» Tat aus besonders ver-
werflichen Beweggründen. «Er
wollte sich Geld beschaffen, das
sein Leben einige Stunden er-
leichtern würde.»

VerteidigerMatthias Brunner
wiederum erkannte darin ein
irrwitziges Fehlverhalten eines

Suchtkranken, der seine Tat zu-
tiefst bereue. Sein Mandant sei
ohneTötungsabsicht in das Taxi
gestiegen. Als er in der Mittel-
konsole nach Geld gesucht habe,
habe derTaxifahrermit denHän-
den gefuchtelt, und es sei zu die-
ser tragischen «Spontanreakti-
on» gekommen.

«Ja, derStichwarabsolut sinn-
los und schrecklich.»DerMesser-
stich habe nichts mit dem Geld
zu tun gehabt, sondern sei eine
überschiessende und tragische
Reaktion auf das Handgemen-

ge gewesen. «Aber kein Mord.»
Brunnerbeantragt eineHaftstra-
fe von sieben Jahren wegen vor-
sätzlicherTötung, die zugunsten
einer stationären Suchttherapie
nach Artikel 60 des Strafgesetz-
buchs aufzuschieben sei.

Das sieht die Anklage, vertre-
ten durch den Ersten Staatsan-
walt Sasha Stauffer, freilich an-
ders.Dieser erachtete dieAngaben
zum exzessiven Kokain- und Al-
koholkonsum des Beschuldigten
am Tag der Tat als taktisch und
dessen selektives Erinnerungs-
vermögen als Schutzbehauptung.
Gemäss Zeugen habe der Täter
auch nicht betrunken gewirkt.

Zur Aufklärung der Tat habe
derAngeklagte nichts beigetragen.
Ständig habe er nur seine Sucht
ins Zentrumgestellt. Unter diesen
Umständen könne ihm sein Ge-
ständnis nicht angerechnet wer-
den.Auch bei seinerReuemüssten
Abstriche gemachtwerden. «Dass
er derWitwe mit seiner Aussage-
verweigerung eine Antwort auf
die Frage, warum ihr Mann habe
sterbenmüssen,verwehrt,muss er

mit sich selbst ausmachen.» Der
Beschuldigte lauschte den Wor-
ten der Witwe regungslos: «Sie
sind ein Feigling und haben ei-
nen unbewaffneten Mann von
hinten angegriffen. Sie werden
Ihre Kinder aufwachsen sehen.
Sie können mit ihnen reden, ih-
nen schreiben, sie sehen. Aber
meine Kinder werden ihren Va-
ter nie wieder sehen. Mein Jün-
gerer sagte eines Tages zu mir:
‹Mama, ich habe Angst, dass ich
vergesse, wie Papa war.› Er war
12 Jahre alt, als sein Papa starb.
SeinTod hinterlässt eine lebens-
langeWunde. Ichwünsche Ihnen
ein Leben voller Elend und Un-
glück.UnsereVergebungwerden
Sie nicht bekommen.»

In seinen letzten Worten sag-
te derAngeklagte dann: «Was ich
vorhin gehört habe, hatmich sehr
beeindruckt. Ich schämemich und
fühle mich schuldig. Ich meine
das wirklich ernst. Ich habe der
Familie unendliches Leid zuge-
fügt.» Das Urteil des Basler Straf-
gerichtswird amDonnerstag um
16 Uhr eröffnet.

«Sie sind ein Feigling»
Basler Strafgericht Der Basler Taximörder soll gemäss Anklage über 16 Jahre ins Gefängnis. Das eindringlichste Plädoyer hielt dieWitwe.

«Alicanwar
die Liebemeines
Lebens, ein
fürsorglicher Vater,
der verrückt nach
seinen Jungswar.»

Céline S.
Witwe des verstorbenen Alican S.
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Alexander Müller

Was passiert im Baselbiet mit
dem Geld, das Autofahrerinnen
undAutofahrer überverschiede-
ne Abgaben und Steuern bezah-
len? Diese Frage führt im Land-
kanton seit Jahrzehnten immer
wieder zu politischem Streit.

Denn anders als in vielen an-
deren Kantonen gibt es imBasel-
biet kein «Spezialkässeli» fürden
Strassenverkehr: Die Einnahmen
aus Motorfahrzeugsteuern und
anderen Verkehrsabgaben flies-
sen nicht zweckgebunden in die
Kantonskasse. Tatsächlich sind
die eingeforderten Motorfahr-
zeugsteuern im Baselbiet teurer
als in vielen anderen Kantonen.
Bezüglich derLänge des Kantons-
strassennetzes liegt das Baselbiet
hingegen imMittelfeld. Entspre-
chend kostet die Kantonsstrasse
im Baselbiet pro Kilometer deut-
lich mehr als beispielsweise in
Luzern oder Solothurn – und gar
fünfmal so viel wie etwa im Jura.

Parkplatzsuche als
urbane Schnitzeljagd
Wird falsch geplant?Wird zu teu-
er gebaut?Wird das Geld derAu-
tofahrer gar anderswo ausgege-
ben als für die Strasse?

Diese Fragen treiben den TCS
beiderBasel um.Politikchefin Bir-
git Kron (FDP) verweist etwa auf
den Nachbarkanton Aargau, wo
mit der Strassenspezialfinanzie-
rung regelmässig neue Umfah-
rungen geplant würden – wäh-
rend die Kantonskasse im Basel-
biet chronisch leer ist. Dagegen
will derMobilitätsverbandnun et-
was unternehmen.An seinerMit-
gliederversammlung in derMehr-
zweckhalle in Lausen hat derTCS
am Montagabend daher eine In-
itiative zur Strassenfinanzierung
im Baselbiet angekündigt.

Der Touring-Club gab seine
neue Initiative ausgerechnet an
einem Abend bekannt, bei dem
die Staus in derRegion besonders
lang waren. Viele Mitglieder ha-
ben es deswegen nicht rechtzeitig
nach Lausen geschafft.AmAbend
herrschte entsprechend Katzen-
jammer: DerBaslerGrossratsprä-
sident BalzHerter (Mitte) versuch-

te sich angesichts der täglichen
Verkehrsüberlastung inGalgenhu-
mor, sprach beispielsweise davon,
dass die Parkplatzsuche in Basel
eineArt «urbane Schnitzeljagd für
Fortgeschrittene» sei.

Anton Lauber (Mitte), Finanz-
direktor des Kantons Baselland,
wollte angesichts der ohnehin
schon hohen Motorfahrzeug-
steuern in der Region von Hu-
mornichtsmehrwissen. Ihn trie-
ben vielmehr die vielen blockier-
tenGrossprojekte für Strasse und
Schiene um – und er drängte
auf noch mehr Engagement aus
der Region. In seiner Ansprache
schimmerte aber auch einwenig
Resignation durch: «Stillstand
kann doch nicht das Ziel sein.»

Mit der Initiative des TCS, der
Touring-Club will ab August Un-
terschriften sammeln, wird der

Stau auch nicht weniger werden.
Wichtig sei sie dennoch, sagt Sek-
tionspräsident Christoph Haller
(FDP): «Es soll endlichKlarheit da-
rüber geschaffen werden, wie die
Einnahmen aus der Motorfahr-
zeugsteuer, den Bundesbeiträgen
und den übrigenAbgaben derBe-
völkerung verwendet werden.»

Die Forderung nach einer
gesonderten Finanzierung für
den Strassenverkehr ist nicht
neu. 2005 regte der damalige
SVP-LandratHans-JürgenRing-
genberg beispielsweise die Ein-
führung eines Strassenfonds
an. Aus der umgekehrten Pers-
pektive, in der Annahme, dass
der Verkehr seine Kosten nicht
decke, forderte der Grünen-
Landrat Klaus Kirchmayr 2012
«eine nachhaltig ausgegliche-
ne Strassenrechnung».

Für die Beantwortung der beiden
Postulate benötigte die Baselbie-
ter Regierung damals zwar bei-
nahe ein ganzes Jahrzehnt, der
Prozess führte dann aber im-
merhin zu einer neuen Strassen-
rechnung – die allerdings die Un-
zufriedenheit insbesondere auf
bürgerlicher Seite nicht auszu-
räumen vermochte.

Regierung lehnt separate
Strassenfinanzierung ab
Die Baselbieter Regierung lehn-
te eine Spezialfinanzierung für
den Strassenverkehr bislang
stets ab – aus verschiedenen
Gründen. Etwa weil die Kan-
tonsverwaltung neu organi-
siert werden müsse, um buch-
halterisch alle Aufwand- und
Ertragspositionen wie die Bus-
seneinnahmen, der Aufwand

der Verkehrspolizei, die Zins-
aufwendungen, die Motorfahr-
zeugkontrolle in einer Direkti-
on zu bündeln.

Ein «Strassenkässeli» wür-
de zudem «dem allgemeinen
Staatshaushalt dauerhaft Mit-
tel entziehen», argumentierte
die Regierung 2018. Ausserdem
würden zweckgebundene Ein-
nahmen «schnell zum Ausga-
bentreiber werden», wenn sie
stärker sprudeln als budgetiert.

Imvergangenen Jahr hat FDP-
Landrat Stephan Degen nach-
gedoppelt. Baudirektor Isaac
Reber hielt daraufhin im Na-
men des Regierungsrats fest,
dass eine Spezialfinanzierung
an der Transparenz nichts än-
dere: «Würde eine Spezialfinan-
zierung bestehen,würden exakt
jene finanziellen Grössen einge-

rechnet,wie sie auch in der kan-
tonalen Strassenrechnung be-
rücksichtigt sind.»

Die Zahlen der vergangenen
21 Jahre zeigten zudem, dass die
durchschnittlichenAusgaben pro
Jahr rund 2,2 Millionen Franken
höher sind als die Einnahmen.
Strassenprojekten müsse man
jedoch über einen längeren Zeit-
raum, idealerweise über 40 Jah-
re, beurteilen.

In diesem Umstand zeige
sich der Vorteil einer Strassen-
finanzierung über die ordentli-
che Rechnung, hielt Reber 2024
fest. «Würde eine geschlossene
Kasse geführt, müsste aufgrund
der Unterdeckung die Motor-
fahrzeugsteuer aktuell leicht er-
höht werden», damit die Finan-
zierung der Strassen vollständig
gedeckt ist.

Soll das Geld der Autofahrerinnen und Autofahrer nur für die Strasse eingesetzt werden dürfen? Das will der TCS in einer Volksabstimmung klären. Foto: Lucia Hunziker

Baselbieter Strassen sollen über
ein eigenes «Kässeli» finanziert werden
TCS lanciert neue Initiative Nach jahrelangem Streit soll im Baselbiet das Volk entscheiden,
ob die Einnahmen aus denMotorfahrzeugsteuern künftig zweckgebunden für die Strasse eingesetzt werden.

Es sind die vermeintlich kleinen
Dinge, die grosse Emotionen
auslösen. DerWiderstand gegen
die Unterflurcontainer, die das
Bau- und Verkehrsdepartement
(BVD) im Bachletten installieren
möchte, war im Quartier gross.
Als die Baupläne bekannt wur-
den, hagelte es 89 Einsprachen,
und die LDPwollte den Bau mit
einer Petition verhindern. Ein
Vorstoss im Grossen Rat forder-
te Anpassungen bei der neuen
Abfallentsorgung. Doch all das
brachte nichts. Das BVD hielt an
seinen Plänen fest – und beginnt
nun mit den Bauarbeiten.

Eine erste Baugrube ist in der
Nähe des Zolli, an derBirsigstras-
se, schon ausgehoben. Dortwird
in einem Monat einer der 19 ge-

planten Standorte imBachletten
sein. Bis Ende Jahr sollen sämtli-
che Container fertiggestellt sein.
Nur ein Rekurs ist noch vor dem
Appellationsgericht hängig und
könnte eine der Entsorgungs-
stellen verhindern.Darüberwird
wohl bis August entschieden.

Anfang 2026 beginnt die Pi-
lotphase, die ein Jahr dauert –
die Kosten belaufen sich auf 1,45
Millionen Franken. Dann wird
die Stadtreinigung die Bebbi-
Segg nicht mehr vor den Haus-
türen abholen, die Anwohner
müssen diese in den Kübeln
selbstständig entsorgen. Zusätz-
lich zu den Bebbi-Segg können
Abfallsäcke für Kunststoff und
Bioabfälle in die unterirdischen
Container geworfen werden.

Die Verantwortlichen des BVD
informierten gestern bei strö-
menden Regen über den Ablauf
derBauarbeiten.Wegen des star-
ken Regenfalls wurde die Medi-
enkonferenz von derBaustelle in
eine nahe gelegeneTiefgaragen-
einfahrt verlegt. Dort versuch-
te der Leiter der Stadtreinigung,
Markus Müller, hin und wieder
von aus- und einfahrenden Au-
tos undVelos unterbrochen, den
Kritikern den Wind aus den Se-
geln zu nehmen.

Diese hatten es sich nicht neh-
men lassen, ebenfalls zurVeran-
staltung zu erscheinen. Neben
einigen Anwohnern älteren Se-
mesterswar auch Grossrat Philip
Karger (LDP) mit von der Partie.
In einemVorstoss hatte er gefor-

dert, dass die zweimalwöchent-
lich durchgeführtenAbfalltouren
parallel zum Containerversuch
weiterhin stattfinden.

Nichts dem Zufall überlassen
Zur vielfach gehörten Sorge, die
unterirdischen Container führ-
ten zu Lärm- und Geruchsbe-
lastungen, sagte Müller: «Die
Containerdeckel haben eine Ab-
senkautomatik, sodass diese fast
geräuschlos schliessen.» Ein
doppeltes Schliesssystem ver-
hindere zudem Geruchsemissi-
onen – und ja, sorge auch dafür,
dass niemand hineinfalle. Dem
Zufall überliess das BVD nichts.
Die Hersteller mussten zu den
genannten Punkten Gutachten
liefern.

Ebenso betonte Müller, dass die
Distanzen, dieAnwohner zu den
Containern zurücklegen müss-
ten, in der Regel 50 bis 80 Meter
betrügen und maximal 100 Me-
ter. Häufig war die Kritik zu hö-
ren, die langen Distanzen zu den
Containern seien gerade älteren
Menschen nicht zumutbar.

Ganz zu besänftigen vermoch-
te er die Kritiker wohl nicht, auch
wenn deren Einwände teils eher
Nebensächlichkeiten betrafen. So
fragte eine Anwohnerin provoka-
tiv, ob sie wegen der verschiede-
nenAbfallsäcke, die in die Contai-
nergeworfenwerden können, ihre
Küche umbauenmüsse – denn sie
habe nur eine Schublade für Ab-
fallsäcke. Ebenso wollte sie die
Preise für Kunststoff- und Bioab-

fallsäcke erfahren.Ein andererAn-
wohner erkundigte sich nach den
Kosten, falls derPilotversuchmiss-
länge und die Container abgebaut
werden müssten. BVD-Sprecher
Daniel Hofer konnte dazu keine
Auskunft geben, denn Gelder sei-
en dafür noch nicht gesprochen.

DerRegierungsratwerde nach
dem Pilotversuch über das wei-
tereVorgehen entscheiden, sagte
Hofer. «Dannwerden die Contai-
ner also beibehalten», erwiderte
der Anwohner leicht resigniert.
Fast etwas trotzig erschien bei all
der Kritik das, was Markus Mül-
ler am Ende seiner Präsentation
sagte: «Wir hatten auch positive
Rückmeldungen.»

Nic Engel

Anwohner sind dagegen, doch jetzt beginnen die Bauarbeiten
Unterflurcontainer im Bachletten Seit diesemMonat installiert der Kanton Basel-Stadt die neuartige Abfallentsorgung.


